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Abschnitt 1 Geltungsbereich 

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für die Beschäftigung von Arbeitnehmern (Lehr- 
lingen), die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes sind: 

1. Arbeitnehmer, die in einem Arbeitsverhältnis zu 
einer Gebietskörperschaft, zu einer Stiftung, zu 
einem Fonds oder zu einer Anstalt stehen, so- 
fern diese Einrichtungen von Organen einer Ge- 
bietskörperschaft oder von Personen verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gebiets-
körperschaft bestellt sind; die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes gelten jedoch für Ar-
beitnehmer, die nicht im Bereich der Hoheits-
verwaltung tätig sind, sofern für ihr Arbeitsver-
hältnis ein Kollektivvertrag wirksam ist; 

2. Arbeitnehmer im Sinne des Landarbeitsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 287; 

3. Arbeitnehmer, für die die Vorschriften des Bä-
ckereiarbeiter/innengesetzes 1996, BGBl. Nr. 
410, gelten; 

4. Arbeitnehmer, für die die Vorschriften des 
Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetzes, 
BGBl. Nr. 235/1962, gelten; 

5. Arbeitnehmer, 

a) für die die Vorschriften des Hausbesorger-
gesetzes, BGBl. Nr. 16/1970, gelten;

b) denen die Hausbetreuung im Sinne des 
§ 23 Abs. 1 Mietrechtsgesetz, BGBl. Nr. 
520/1981, obliegt und die in einem Ar-
beitsverhältnis stehen 

aa) zum Hauseigentümer oder zu einer im 
mehrheitlichen Eigentum des Haus- 
eigentümers stehenden juristischen 
Person, soweit sich die zu betreuen-
den Häuser im Eigentum des Haus- 
eigentümers befinden; 

bb) zu einer im Sinne des § 7 Abs. 4b 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBl. Nr. 139/1979, gegründeten 
Gesellschaft. Für diese Arbeitnehmer 
ist jedoch § 19 anzuwenden. 

6. Lehr- und Erziehungskräfte an Unterrichts- 
und Erziehungsanstalten, soweit sie nicht un-
ter Z 1 fallen; 

7. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 159/2004) 

8. leitende Angestellte, denen maßgebliche Füh-
rungsaufgaben selbstverantwortlich übertra-
gen sind; 

9. Heimarbeiter im Sinne des Heimarbeitsge-
setzes, 1960, BGBl. Nr. 105/1961; 

10. Dienstnehmer, die unter das Krankenanstalten- 
Arbeitszeitgesetz, BGBl. I Nr. 8/1997 fallen. 

Regelungen durch Betriebsvereinbarung 

§ 1a. Soweit im Folgenden nicht Anderes bestimmt 
wird, können Regelungen, zu denen der Kollektivver- 
trag nach diesem Bundesgesetz ermächtigt ist, durch 
Betriebsvereinbarung zugelassen werden, wenn 

1. der Kollektivvertrag die Betriebsvereinbarung 
dazu ermächtigt, oder 

2. für die betroffenen Arbeitnehmer mangels Be-
stehen einer kollektivvertragsfähigen Körper-
schaft auf Arbeitgeberseite kein Kollektivver-
trag abgeschlossen werden kann. 

Abschnitt 2 
Arbeitszeit 

Begriff der Arbeitszeit 

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: 

1. Arbeitszeit die Zeit vom Beginn bis zum Ende 
der Arbeit ohne die Ruhepausen; 

2. Tagesarbeitszeit die Arbeitszeit innerhalb 
eines ununterbrochenen Zeitraumes von vier-
undzwanzig Stunden; 

3. Wochenarbeitszeit die Arbeitszeit innerhalb 
des Zeitraumes von Montag bis einschließlich 
Sonntag. 

(2) Arbeitszeit im Sinne des Abs. 1 Z 1 ist auch 
die Zeit, während der ein im übrigen im Betrieb 
Beschäftigter in seiner eigenen Wohnung oder 
Werkstätte oder sonst außerhalb des Betriebes 
beschäftigt wird. Werden Arbeitnehmer von mehre-
ren Arbeitgebern beschäftigt, so dürfen die einzel-
nen Beschäftigungen zusammen die gesetzliche 
Höchstgrenze der Arbeitszeit nicht überschreiten. 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbe-
zogene Bezeichnungen noch nicht geschlechts-
neutral formuliert sind, gilt die gewählte Form für 
beide Geschlechter. 
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Normalarbeitszeit

§ 3. (1) Die tägliche Normalarbeitszeit darf acht 
Stunden, die wöchentliche Normalarbeitszeit 
vierzig Stunden nicht überschreiten, soweit im fol-
genden nicht anderes bestimmt wird. 

(2) Aus Anlaß der mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes eintretenden Arbeitszeitverkür-
zung darf das Entgelt der betroffenen Arbeitneh-
mer nicht gekürzt werden (Lohnausgleich). Ein 
nach Stunden bemessenes Entgelt ist dabei in 
dem gleichen Verhältnis zu erhöhen, in dem die 
Arbeitszeit verkürzt wird. Akkord-, Stück- und Ge-
dinglöhne sowie auf Grund anderer Leistungslohn-
arten festgelegte Löhne sind entsprechend zu be-
richtigen. Durch Kollektivvertrag kann eine andere 
Regelung des Lohnausgleiches vereinbart werden. 

Andere Verteilung der Normalarbeitszeit 

§ 4. (1) Der Kollektivvertrag kann eine tägliche 
Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stunden zulas-
sen, soweit nach diesem Bundesgesetz eine kür-
zere Normalarbeitszeit vorgesehen ist. Darüber 
hinaus gehende Verlängerungsmöglichkeiten blei-
ben unberührt. 

(2) Zur Erreichung einer längeren Freizeit, die mit 
der wöchentlichen Ruhezeit oder einer Ruhezeit 
gemäß § 12 zusammenhängen muss, kann die 
Normalarbeitszeit an einzelnen Tagen regelmäßig 
gekürzt und die ausfallende Normalarbeitszeit auf 
die übrigen Tage der Woche verteilt werden. Die 
Betriebsvereinbarung, für Arbeitnehmer in Betrie-
ben, in denen kein Betriebsrat errichtet ist, das 
Arbeitsinspektorat, kann eine andere ungleichmä-
ßige Verteilung der Normalarbeitszeit innerhalb 
der Woche zulassen, soweit dies die Art des Be-
triebes erfordert. Die tägliche Normalarbeitszeit 
darf neun Stunden nicht überschreiten. 

(3) Fällt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeits-
zeit an Werktagen aus, um den Arbeitnehmern 
eine längere zusammenhängende Freizeit zu er-
möglichen, so kann die ausfallende Normalarbeits-
zeit auf die Werktage von höchstens 13 zusam-
menhängenden, die Ausfallstage einschließenden 
Wochen verteilt werden. Der Kollektivvertrag kann 
den Einarbeitungszeitraum verlängern. Die täg-
liche Normalarbeitszeit darf 

1. bei einem Einarbeitungszeitraum von bis zu 
13 Wochen zehn Stunden 

2. bei einem längeren Einarbeitungszeitraum 
neun Stunden 

nicht überschreiten. 

(4) Die wöchentliche Normalarbeitszeit des Perso-
nals von Verkaufsstellen im Sinne des Öffnungszei- 
tengesetzes 2003, BGBl. I Nr. 48/2003, und sonsti- 
ger Arbeitnehmer des Handels kann in den einzelnen 
Wochen eines Durchrechnungszeitraumes von vier 
Wochen bis auf 44 Stunden ausgedehnt werden, 
wenn innerhalb dieses Zeitraumes die durchschnitt- 
liche wöchentliche Normalarbeitszeit 40 Stunden 
bzw. die durch Kollektivvertrag festgelegte Normal-
arbeitszeit nicht überschreitet. Der Kollektivvertrag 
kann eine Verlängerung des Durchrechnungszeit-
raumes zulassen. Die tägliche Normalarbeitszeit 
darf neun Stunden nicht überschreiten. 

(5) Der zur Erreichung der durchschnittlichen Nor-
malarbeitszeit nach Abs. 4 im Durchrechnungs-
zeitraum erforderliche Zeitausgleich ist unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Betriebserforder-
nisse zusammenhängend zu gewähren. Ein Zeit-
ausgleich von mehr als vier Stunden kann in zwei 
Teilen gewährt werden, wobei ein Teil mindestens 
vier Stunden zu betragen hat. 

(6) Für Arbeitnehmer, die nicht unter Abs. 4 fallen, 
kann der Kollektivvertrag zulassen, dass in ein-
zelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraumes 
von bis zu einem Jahr die Normalarbeitszeit 

1. bei einem Durchrechnungszeitraum von bis zu 
acht Wochen auf höchstens 50 Stunden, 

2. bei einem längeren Durchrechnungszeitraum 
auf höchstens 48 Stunden,

ausgedehnt wird, wenn sie innerhalb dieses Zeit-
raumes im Durchschnitt 40 Stunden bzw. die durch 
Kollektivvertrag festgelegte Normalarbeitszeit nicht 
überschreitet. Der Kollektivvertrag kann einen län- 
geren Durchrechnungszeitraum unter der Bedingung 
zulassen, dass der zur Erreichung der durchschnitt- 
lichen Normalarbeitszeit erforderliche Zeitausgleich 
jedenfalls in mehrwöchigen zusammenhängenden 
Zeiträumen verbraucht wird. Die tägliche Normal-
arbeitszeit darf neun Stunden nicht überschreiten. 

(7) Der Kollektivvertrag kann bei einer Arbeitszeit-
verteilung gemäß Abs. 4 und 6 eine Übertragung 
von Zeitguthaben in den nächsten Durchrech-
nungszeitraum zulassen. 

(8) Die Betriebsvereinbarung kann eine tägliche 
Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stunden zulas- 
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sen, wenn die gesamte Wochenarbeitszeit regelmä- 
ßig auf vier Tage verteilt wird. In Betrieben, in de-
nen kein Betriebsrat errichtet ist, kann eine solche 
Arbeitszeitverteilung schriftlich vereinbart werden. 

(9) Für Arbeitnehmer in Betrieben gemäß § 2 
Abs. 2a des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 414/1972, gilt Abs. 3 mit der 
Maßgabe, dass die tägliche Normalarbeitszeit bei 
Verlängerung des Einarbeitungszeitraumes durch 
Kollektivvertrag zehn Stunden nicht überschreiten 
darf. Abs. 8 ist nicht anzuwenden. 

Normalarbeitszeit bei Schichtarbeit 

§ 4a. (1) Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein 
Schichtplan zu erstellen. Die wöchentliche Normal- 
arbeitszeit darf 

1. innerhalb des Schichtturnusses oder 

2. bei Durchrechnung der Normalarbeitszeit 
gemäß § 4 Abs. 6 innerhalb des Durchrech-
nungszeitraumes im Durchschnitt 40 Stunden 
bzw. die durch Kollektivvertrag festgelegte 
Normalarbeitszeit nicht überschreiten. 

(2) Die tägliche Normalarbeitszeit darf neun Stun-
den nicht überschreiten, soweit nicht nach § 4 
eine längere Normalarbeitszeit zulässig ist. 

(3) Bei durchlaufender mehrschichtiger Arbeitswei- 
se mit Schichtwechsel kann die tägliche Normalar- 
beitszeit bis auf zwölf Stunden ausgedehnt werden, 

1. am Wochenende (Beginn der Nachtschicht 
zum Samstag bis zum Ende der Nachtschicht 
zum Montag), wenn dies durch Betriebsverein-
barung geregelt ist, oder 

2. wenn dies mit einem Schichtwechsel in Ver-
bindung steht. 

(4) Der Kollektivvertrag kann zulassen, dass 

1. die Normalarbeitszeit in einzelnen Wochen bis 
auf 56 Stunden ausgedehnt wird; 

2. die tägliche Normalarbeitszeit bis auf zwölf 
Stunden unter der Bedingung ausgedehnt 
wird, dass die arbeitsmedizinische Unbedenk-
lichkeit dieser Arbeitszeitverlängerung für die 
betreffenden Tätigkeiten durch einen Arbeits-
mediziner festgestellt wird. Auf Verlangen des 
Betriebsrates, in Betrieben ohne Betriebsrat 
auf Verlangen der Mehrheit der betroffenen 
Arbeitnehmer, ist ein weiterer, einvernehmlich 
bestellter Arbeitsmediziner zu befassen. 

Gleitende Arbeitszeit 

§ 4b. (1) Gleitende Arbeitszeit liegt vor, wenn der 
Arbeitnehmer innerhalb eines vereinbarten zeit-
lichen Rahmens Beginn und Ende seiner täglichen 
Normalarbeitszeit selbst bestimmen kann. 

(2) Die gleitende Arbeitszeit muß durch Betriebs-
vereinbarung, in Betrieben, in denen kein Betriebs-
rat errichtet ist, durch schriftliche Vereinbarung 
geregelt werden (Gleitzeitvereinbarung). 

(3) Die Gleitzeitvereinbarung hat zu enthalten: 

1. die Dauer der Gleitzeitperiode, 

2. den Gleitzeitrahmen, 

3. das Höchstausmaß allfälliger Übertragungs-
möglichkeiten von Zeitguthaben und Zeit-
schulden in die nächste Gleitzeitperiode und 

4. Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeitszeit. 

(4) Die tägliche Normalarbeitszeit darf zehn Stun-
den nicht überschreiten. Die wöchentliche Nor-
malarbeitszeit darf innerhalb der Gleitzeitperiode 
die wöchentliche Normalarbeitszeit gemäß § 3 im 
Durchschnitt nur insoweit überschreiten, als Über-
tragungsmöglichkeiten von Zeitguthaben vorgese-
hen sind. 

Dekadenarbeit

§ 4c. (1) Für Arbeitnehmer, die auf im öffentlichen 
Interesse betriebenen Großbaustellen oder auf 
Baustellen der Wildbach- und Lawinenverbauung 
in Gebirgsregionen beschäftigt sind, kann der Kol-
lektivvertrag zulassen, daß die wöchentliche Nor-
malarbeitszeit mehr als 40 Stunden beträgt, wenn 
innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes von 
zwei Wochen die wöchentliche Normalarbeitszeit 
im Durchschnitt die Normalarbeitszeit gemäß § 3 
nicht überschreitet. 

(2) Die tägliche Normalarbeitszeit darf neun Stun-
den nicht überschreiten. 

Verlängerung der Normalarbeitszeit bei 
Arbeitsbereitschaft 

§ 5. (1) Die wöchentliche Normalarbeitszeit kann 
bis auf 60 Stunden, die tägliche Normalarbeitszeit 
bis auf zwölf Stunden ausgedehnt werden, wenn 

1. der Kollektivvertrag oder die Betriebsvereinba-
rung dies zuläßt und 
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2. darüber hinaus in die Arbeitszeit des Arbeit-
nehmers regelmäßig und in erheblichem Um-
fang Arbeitsbereitschaft fällt. 

(2) Eine Betriebsvereinbarung gemäß Abs. 1 ist nur 
zulässig, wenn 

1. der Kollektivvertrag die Betriebsvereinbarung 
dazu ermächtigt, oder 

2. für die betroffenen Arbeitnehmer kein Kollek-
tivvertrag wirksam ist. 

(3) Das Arbeitsinspektorat kann für Betriebe, in de- 
nen kein Betriebsrat errichtet ist, eine Verlängerung 
der wöchentlichen Normalarbeitszeit bis auf 60 
Stunden, der täglichen Normalarbeitszeit bis auf 
zwölf Stunden für Arbeitnehmer zulassen, wenn 

1. für die betroffenen Arbeitnehmer kein Kollek-
tivvertrag wirksam ist und 

2. darüber hinaus in die Arbeitszeit des Arbeit-
nehmers regelmäßig und in erheblichem Um-
fang Arbeitsbereitschaft fällt. 

Normalarbeitszeit bei besonderen 
Erholungsmöglichkeiten 

§ 5a. (1) Besteht die Arbeitszeit überwiegend aus 
Arbeitsbereitschaft (§ 5) und bestehen für den 
Arbeitnehmer während der Arbeitszeit besondere 
Erholungsmöglichkeiten, kann der Kollektivvertrag 
für solche Arbeiten die Betriebsvereinbarung er-
mächtigen, dreimal pro Woche eine Ausdehnung 
der täglichen Normalarbeitszeit bis auf 24 Stunden 
zuzulassen, wenn durch ein arbeitsmedizinisches 
Gutachten festgestellt wurde, daß wegen der be-
sonderen Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer 
im Durchschnitt nicht stärker gesundheitlich belas- 
tet wird als bei Ausübung der selben Tätigkeit im 
Rahmen einer Verlängerung der Normalarbeitszeit 
gemäß § 5. 

(2) Der Kollektivvertrag und die Betriebsvereinba-
rung haben alle Bedingungen festzulegen, unter 
denen die Verlängerung der täglichen Normalar-
beitszeit im Einzelfall zulässig ist. 

(3) Innerhalb eines durch Kollektivvertrag festzu-
setzenden Durchrechnungszeitraumes darf die 
wöchentliche Normalarbeitszeit im Durchschnitt 
60 Stunden, in einzelnen Wochen des Durchrech-
nungszeitraumes 72 Stunden nicht überschreiten. 

(4) § 1a Z 2 ist anzuwenden. 

Überstundenarbeit 

§ 6. (1) Überstundenarbeit liegt vor, wenn entwe-
der 

1. die Grenzen der nach den §§ 3 bis 5a zuläs-
sigen wöchentlichen Normalarbeitszeit über-
schritten werden oder 

2. die tägliche Normalarbeitszeit überschritten 
wird, die sich auf Grund der Verteilung dieser 
wöchentlichen Normalarbeitszeit gemäß den 
§§ 3 bis 5a und 18 Abs. 2 ergibt. 

(1a) Am Ende einer Gleitzeitperiode bestehende 
Zeitguthaben, die nach der Gleitzeitvereinbarung 
in die nächste Gleitzeitperiode übertragen werden 
können, sowie am Ende eines Durchrechnungs-
zeitraumes bestehende Zeitguthaben, die gemäß 
§ 4 Abs. 7 in den nächsten Durchrechnungszeit-
raum übertragen werden können, gelten nicht als 
Überstunden. 

(2) Arbeitnehmer dürfen zur Überstundenarbeit 
nur dann herangezogen werden, wenn diese nach 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu-
gelassen ist und berücksichtigungswürdige Inte-
ressen des Arbeitnehmers der Überstundenarbeit 
nicht entgegenstehen. 

Verlängerung der Arbeitszeit bei Vorliegen 
eines höheren Arbeitsbedarfes 

§ 7. (1) Bei Vorliegen eines erhöhten Arbeitsbedar-
fes kann die Arbeitszeit unbeschadet der Bestim-
mungen des § 8 über die nach den §§ 3 bis 5 zu- 
lässige Dauer um fünf Überstunden in der einzelnen 
Woche und darüber hinaus um höchstens sechzig 
Überstunden innerhalb eines Kalenderjahres ver-
längert werden. Wöchentlich sind jedoch nicht 
mehr als zehn Überstunden zulässig. Die Tages-
arbeitszeit darf zehn Stunden nicht überschreiten. 

(2) Unbeschadet der nach Abs. 1 erster Satz zuläs-
sigen Überstunden können durch Kollektivvertrag 
bis zu fünf weitere Überstunden, für Arbeitnehmer 
im Gast-, Schank- und Beherbergungsgewerbe, im 
Verkehrswesen sowie in bestimmten Arten oder 
Gruppen von Betrieben, in denen ähnlich gelagerte 
Verhältnisse vorliegen, jedoch bis zu zehn weitere 
Überstunden wöchentlich zugelassen werden. Da-
bei kann das Ausmaß der wöchentlichen Überstun-
den abweichend von Abs. 1 zweiter Satz festgelegt 
werden. 
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(3) Unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 und 
2 kann die Wochenarbeitszeit durch Überstunden 
bis auf 60 Stunden, die Tagesarbeitszeit bis auf 13 
Stunden ausgedehnt werden. Bei Zulassung einer 
Verlängerung der Arbeitszeit durch das Arbeits-
inspektorat gemäß § 5 Abs. 3 sind Überstunden 
nach Abs. 1 nur bis zu einer Tagesarbeitszeit von 
13 Stunden und einer Wochenarbeitszeit von 60 
Stunden zulässig. 

(4) Bei vorübergehend auftretendem besonderem 
Arbeitsbedarf können zur Verhinderung eines unver- 
hältnismäßigen wirtschaftlichen Nachteils durch 
Betriebsvereinbarung, die den zuständigen kollek-
tivvertragsfähigen Körperschaften der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer sowie dem zuständigen Ar-
beitsinspektorat zu übermitteln ist, in höchstens 
24 Wochen des Kalenderjahres Überstunden bis 
zu einer Wochenarbeitszeit von 60 Stunden zuge-
lassen werden, wenn andere Maßnahmen nicht 
zumutbar sind. Wurde die Arbeitszeit in acht auf-
einander folgenden Wochen nach dieser Bestim-
mung verlängert, sind solche Überstunden in den 
beiden folgenden Wochen unzulässig. Die Tages-
arbeitszeit darf zwölf Stunden nicht überschreiten. 

(4a) In Betrieben, in denen kein Betriebsrat er-
richtet ist, sind Überstunden nach Abs. 4 zulässig, 
wenn 

1. diese zusätzlichen Überstunden im Einzelfall 
schriftlich vereinbart wurden und 

2. die arbeitsmedizinische Unbedenklichkeit die- 
ser zusätzlichen Überstunden für die betref-
fenden Tätigkeiten durch einen Arbeitsme-
diziner festgestellt wurde. Auf Verlangen der 
Mehrheit der betroffenen Arbeitnehmer ist ein 
weiterer, einvernehmlich bestellter Arbeits-
mediziner zu befassen. Dieses Verlangen ist 
binnen fünf Arbeitstagen ab Mitteilung des Er-
gebnisses der vom Arbeitgeber veranlassten 
Prüfung zu stellen. Die arbeitsmedizinische 
Unbedenklichkeit ist nur gegeben, wenn beide 
Arbeitsmediziner dies bestätigen. 

(5) Darüber hinaus kann das Arbeitsinspektorat 
bei Nachweis eines dringenden Bedürfnisses auf 
Antrag des Arbeitgebers nach Anhörung der ge-
setzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer eine Arbeitszeitverlänge-
rung bewilligen, soweit die Verlängerungsmöglich-
keiten gemäß Abs. 1 bis 4 ausgeschöpft sind. 
Eine Tagesarbeitszeit über zehn Stunden und eine 

Wochenarbeitszeit über 60 Stunden kann das Ar-
beitsinspektorat jedoch nur zulassen, wenn dies 
im öffentlichen Interesse erforderlich ist. 

(6) Wird die gesamte Wochenarbeitszeit auf vier 
Tage verteilt, kann die Betriebsvereinbarung zu-
lassen, dass die Arbeitszeit an diesen Tagen durch 
Überstunden gemäß Abs. 1 und 2 bis auf zwölf 
Stunden ausgedehnt wird. In Betrieben, in denen 
kein Betriebsrat errichtet ist, können solche Über-
stundenleistungen unter den Voraussetzungen 
des Abs. 4a vereinbart werden. 

(6a) Arbeitnehmer können Überstunden nach Abs. 
4a oder Abs. 6 zweiter Satz ablehnen. Sie dürfen 
deswegen nicht benachteiligt werden, insbesonde-
re hinsichtlich des Entgelts, der Aufstiegsmöglich-
keiten und der Versetzung. 

Verlängerung der Arbeitszeit zur Vornahme 
von Vor- und Abschlußarbeiten 

§ 8. (1) Die für den Betrieb oder eine Betriebsab-
teilung zulässige Dauer der Arbeitszeit darf um 
eine halbe Stunde täglich, jedoch höchstens bis 
zu zehn Stunden täglich in folgenden Fällen aus-
gedehnt werden: 

a) bei Arbeiten zur Reinigung und Instandhaltung, 
soweit sich diese Arbeiten während des regel-
mäßigen Betriebes nicht ohne Unterbrechung 
oder erhebliche Störung ausführen lassen, 

b) bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme 
oder Aufrechterhaltung des vollen Betriebes 
arbeitstechnisch abhängt, 

c) bei Arbeiten zur abschließenden Kundenbedie- 
nung einschließlich der damit zusammenhän-
genden notwendigen Aufräumungsarbeiten. 

(2) Die Arbeitszeit darf in den Fällen des Abs. 1 
über zehn Stunden täglich verlängert werden, 
wenn eine Vertretung des Arbeitnehmers durch 
andere Arbeitnehmer nicht möglich ist und dem 
Arbeitgeber die Heranziehung betriebsfremder 
Personen nicht zugemutet werden kann. 

(3) Durch Kollektivvertrag kann näher bestimmt 
werden, welche Arbeiten als Vor- und Abschlußar-
beiten gelten. 

(4) Die Arbeitszeit gemäß § 5a Abs. 1 kann um 
eine halbe Stunde ausgedehnt werden, wenn dies 
zur Arbeitsübergabe unbedingt erforderlich ist. 


